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Deutsche und europäische 
tateressen wahren 

rUärung der Bundesregierung 
^ Strategischen Verteidigungsinitiative (SDI) des 

^identen der Vereinigten Staaten von Amerika 

de
U
s
njlesk*nzler Dr. Helmut Kohl gab in der 132. Sitzung 

Vert -Vtscnen Bundestages am 18. April 1985 zur Strategischen 
f0| 

ei^gungsinitiative (SDI) des amerikanischen Präsidenten 
sende Erklärung der Bundesregierung ab: 

SeL^dent, 
Die s Sehr verehrten Damen und Herren! 
behertrratk8ische Verteidigungsinitiative (SDI) von Präsident Reagan wird das 
Und w-^hende sicherheitspolitische Problem der vor uns liegenden Jahre sein 
deren u? ^anz maßgeblich das Ost-West-Verhältnis, aber auch in einer beson- 
beeinfi lse das Verhältnis der Vereinigten Staaten von Amerika zu Europa 

""lussen. 
8erufi!fr Rede vom 23. März 1983 hat der amerikanische Präsident dazu auf- 
körinte!' ZU erforschen, ob es mit Hilfe moderner Technologien möglich sein 
Sicherh ^°n nuk,earen Offensivwaffen unabhängiger zu werden, ohne die 
der jet"

eit zu gefährden. In einer weit in die Zukunft gerichteten Vision hat er 
fäniRkpit8U,tigen Strategie der Abschreckung durch gegenseitige Zerstörungs- 
keit mit ?llt Nuklearwaffen das Modell der gesicherten Verteidigungsfähig- 
Jede      niCht nuk,earen Waffen entgegengestellt. 
tiale in ir ernsthaft eine umfassende Verringerung der Nuklearwaffenpoten- 

er Welt will, und jeder, der Vorbehalte gegen die nukleare Abschrek- 
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kungsstrategie hat, die für uns heute und in absehbarer Zeit noch unverzi 
bar ist, sollte über alle angebotenen alternativen Möglichkeiten der Friede 
Sicherung und der Kriegsverhinderung aufs sorgfältigste nachdenken. 

Jede Möglichkeit, sich vom düsteren Drohbild eines nuklearen Holocaust  ^ 
letztes Mittel der Kriegsverhinderung zu entfernen, verdient gewissenn 
Prüfung. # 

Heute kann noch niemand mit Sicherheit beurteilen, ob sich die Strategisc^ 
Verteidigungsinitiative des amerikanischen Präsidenten als Weg zur a     . 
sehen Verringerung und letztendlichen Verbannung der Nuklearwaffen er 
sen wird. Sollte sich, meine Damen und Herren, dieser Weg jedoch als g 
bar herausstellen, so wäre Ronald Reagan ein historischer Verdienst 
schreiben. ^ 
Wir sollten uns alle trotz aller tagespolitischen Auseinandersetzungen 
verständlicher, zum Wesen der Demokratie gehörender Auffassung"   ^ 
schiede die Fähigkeit erhalten, uns mit politischen Visionen ernstna 11     n 
weitsichtig auseinandersetzen, wenn uns diese Visionen den lebenswien 
Zielen unserer Politik näherbringen können. 
Meine Damen und Herren, es zeugt nicht gerade von großer Weitsicht, ^f 
dem es zeugt für mich auch von fehlendem Verantwortungsbewußtsei .ye 
Opposition, wenn die Sozialdemokratische Partei die amerikanische In» ^ 
ganz pauschal ablehnt, bevor überhaupt die notwendigen Grundlagen »V nen 
Entscheidung vorliegen und bevor die amerikanische Regierung ihre e g 
Überlegungen zum Forschungsprogramm abgeschlossen hat. ^ 
Dagegen war es für mich, für die Bundesregierung und für das Bündnis\      e 
überaschend, daß die Sowjetunion die amerikanische Verteidigungsini 
von Anbeginn angegriffen und verteufelt hat. A 

In welchem Ausmaß diese sowjetischen Angriffe der Glaubwürdig^1 ß ^ 
der moralischen Rechtfertigung entbehren, zeigt sich in der Tatsache, o ^. 
Sowjetunion selbst bereits seit über einem Jahrzehnt mit erhebliche ^ 
wand vergleichbare Forschungen betreibt, die zur Entwicklung eines w ^ 
migen Raketenabwehrsystems führen können. Das zeigt sich auch in o ^ß? 
sache, daß sie als einzige der beiden Großmächte ein funktionsfähige refld 
tenabwehrsystem um ihre Hauptstadt Moskau aufgebaut hat und es 
modernisiert. ejn- 
Darüber hinaus verfügt die Sowjetunion als einziges Land der Welt ü      ^ 
setzbare Antisatellitenwaffen, das heißt sogenannte Killersatelliten. ini 
sen — ich rufe das noch einmal in Erinnerung —, daß die Sowjelu

s steflie 

Sommer  1983  im  Raum  über München eine Erprobung solcher 
durchgeführt hat. mög'*' 
Mit dem Aufbau einer Großradaranlage bei Krasnojarsk stellt sie ~7BevVeis< 
cherweise unter Verletzung des ABM-Vertrags - ihren Willen unter 
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zun     • ^P1.'011 einer strategischen Verteidigung offenzuhalten. Die Fortset- 
ze A eiPs.eiti8er sowjetischer militärischer Weltraumrüstung hätte nicht nur 
Inctu-     n'un8 des ABM-Vertrags, sondern auch die Entstehung gefährlicher 
"Labilitäten zur Folge. 

Füll116 ^amen und Herren, auch das gehört in diese Debatte: Die sowjetische 
rj)e 

run8 selbst hat solche Forschungen und Entwicklungen nie bestritten. 
W0 "

ocn habe ich hierzulande zu dieser Art von Forschung kaum kritische 
e v°n Seiten der Opponenten gehört. 

Seoh S(in senr bemerkenswert — das entspricht sicherlich nicht nur meinen 
ty0 

acntungen in den letzten Wochen —, daß diejenigen, die sich heute zu 
DUrc.p.e'^en' im wesentlichen die gleichen Kräfte sind, die 1983 gegen die 
heute •• ? des Doppelbeschlusses Sturm gelaufen sind, und daß sie sich 
tisch* wl?der m einer überzeugenden Weise in vollem Einklang mit der sowje- 

uen Propaganda befinden. 

Um e*n *}1 sich bei der amerikanischen Strategischen Verteidigungsinitiative 
ger jJl ,angerfristig angelegtes Forschungsprogramm, das weit in die neunzi- 
Und ct . hineinreichen wird. Mögliche Entscheidungen über Entwicklung 
das no

a!,omerun8 werden auch von amerikanischer Seite — ich unterstreiche 
p        ch einmal — nicht vor Beginn des nächsten Jahrzehnts erwartet. 

bar. EjUng *m ^er?'cn der Weltraumsysteme ist mit dem ABM-Vertrag verein- 
bei der?e automat'sche Folge von Forschung, Entwicklung und Stationierung 
über d Spate8*schen Defensivsystemen wird und darf es nicht geben. Alle 
auf H„_s^rorscr,ungsprogramm hinausgehenden Entscheidungen werden erst auf der r      cnun8sPro8rarnm hinausgehenden Entscheidungen werden erst 
nen.       Grundlage gesicherter Forschungsergebnisse getroffen werden kön- 

Meine na 
''sehe A und Herren, für mich steht die Entschlossenheit und der mora- 
^weife] nsPrucn des amerikanischen Präsidenten in dieser Frage außer jedem 

fertigt    rl. amsche Forschungsprogramm ist daher aus unserer Sicht gerecht- 
8esamt      tlSch notwendig und hegt im Sicherheitsinteresse des Westens ins- 

F.olg|jCn n'sche p Unterstutzen wir in der Bundesregierung im Grundsatz das amerika- 
rogramm zur Strategischen Verteidigung. 

Arn9.Feb 
IL 

^e ^esent^H '^~* habe ich auf der Wehrkundetagung in München erstmals 
^wickelt Tu60 k'emente unserer Position zu dem amerikanischen Projekt 
^as entsch H ^a^e c!ama's bereits unmißverständlich deutlich gemacht, daß 
^Un§sinitj ? .e Kriterium unserer Bewertung der amerikanischen Verteidi- 
Uns sich«- e die Fra8e »st: Kann diese Initiative den Frieden in Freiheit für lcnerer machen? 
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Ungeachtet aller - teilweise sehr komplizierter - Einzelfragen politisch^ 
strategischer, technologischer Natur wird die Antwort darauf auch in ZAIK 
unser Urteil und unser Handeln bestimmen. 
Der Bundessicherheitsrat hat in seinem Beschluß vom 27. März dieses Ja

v
r
er. 

diesen zentralen Punkt besonders verdeutlicht, indem er die Strategiscne 
teidigungsinitiative der USA in den Gesamtzusammenhang des West-usi 
hältnisses einschließlich des Rüstungskontrolldialogs stellt. 
Unser Ziel, Frieden zu schaffen mit immer weniger Waffen und mehr Sta > 
tat in den Beziehungen zwischen Ost und West herzustellen, gilt sel;*über 
ständlich unverändert fort. Es ist Richtschnur unserer Politik, auch gegei 
dem Projekt der amerikanischen Strategischen Verteidigungsinitiative. 

Die Interessen der Bundesrepublik Deutschland und der westeuropaisc 
Verbündeten sind durch die amerikanische Strategische Verteidigung* 
tive in mehrfacher und sehr komplexer Hinsicht betroffen. gfl 

Am stärksten müssen uns die möglichen politisch-strategischen Wl^U
reSSe, 

berühren. Sie haben direkte Folgen für unser vitalstes politisches in. .Qt 
unsere äußere Sicherheit. Wir müssen von Anfang an eine Reihe straie» uge 
Forderungen erheben, die sich nicht zuletzt aus unserer geostrategiscnc fl 
ergeben. Ich habe in meiner Münchener Rede sehr eingehend aui 
Punkt hingewiesen: . 0p- 
• Die Sicherheit Europas darf nicht von der Sicherheit der USA a^f0- 
pelt werden. Es darf keine Zonen unterschiedlicher Sicherheit im 
Bereich geben. bjej- 
• Die NATO-Strategie der flexiblen Antwort muß unverändert guIjTterna- 
ben, solange keine für die Kriegsverhinderung erfolgversprechendere /* 
tive gefunden ist. reinen 
• Instabilitäten in einer möglichen Phase des Übergangs von der^ ^ 
Abschreckungsstrategie zu einer neuen Form strategischer Stabilität, 
stärker auf Defensivsysteme stützt, müssen vermieden werden. fe,, 
• Disparitäten müssen abgebaut und die Entstehung neuer Bedro 
der unterhalb der nuklearen Ebene vermieden werden. yef. 
Ich kann mit Befriedigung feststellen, daß sich unsere amerikaniscen^^ 
bündeten in zunehmendem Maße dieser vitalen deutschen und euroF 
strategischen Forderungen bewußt sind und ihnen Rechnung trage • 

IV- n poli' 
Für uns, meine Damen und Herren, ist der Zusammenhang z^s^%{ W 
tisch-strategischen und rüstungskontrollpolitischen Gesicntspuniu 
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eurteilung der Strategischen Verteidigungsinitiative von ganz besonderer 
yedeutung. Kurz- und mittelfristig hat die Beachtung des ABM-Vertrages 

°rrang. Es ist nach Auffassung der Bundesregierung unerläßlich, daß vor 
^Scheidungen, die über die Forschung hinausgehen, kooperative Lösungen 

gesucht werden, die gewährleisten, 
* daß die strategische Stabilität erhalten und nach Möglichkeit verbessert 

die nuklearen Offensivpotentiale drastisch reduziert werden und 

ni      s. Verhältnis von Offensiv- zu Defensivsystemen einvernehmlich defi- 
Ve

ert wird, um ein Höchstmaß an Stabilität auf kleinstmöglichem Rüstungsni- 
au zu gewährleisten. 
eine Damen und Herren, wir sind der Überzeugung, daß die Strategische 

e| ^idigungsinitiative der USA dem Rüstungskontrolldialog bereits heute 
n ,en wichtigen Impuls gegeben hat. Sie hat ganz eindeutig auch die Auf- 
lun   C der Genfer Gespräche gefördert. Sie kann auch weiterhin die Entwick- 

8 der Verhandlungen günstig beeinflussen. 

Vert'e-gt- m unserem Interesse, daß die Großmächte in Genf über strategische 
ver?

eidigungssysteme im Zusammenhang mit den offensiven Nuklearwaffen 
Ver   "dein, ohne dabei durch einseitige oder gar sachfremde Junktims erfolg- 

brechende Lösungsansätze zu blockieren oder zu behindern. 
und n notwendigen Konkretisierung des Verhältnisses zwischen Offensiv- 
gew..J^efensivwaffen, das größte Stabilität auf geringstem Rüstungsniveau 
siiok3.nrleistet, müssen ohne jeden Vorbehalt alle Lösungsmöglichkeiten unter- 
t
UCnt werden. 
Ich k 
£Ss 

na°e in meiner Rede vor einigen Wochen vor dem CDU-Parteitag in 
führ*1 au^ diesen Zusammenhang bereits eindeutig hingewiesen, als ich aus- 
Wen^' daß eine drastische Verringerung von nuklearen Offensivwaffen Not- 
fW lglceit und Umfang erforderlicher Defensivsysteme im Weltraum beein- 
j ussen könnte. 

hanHiPpeluere in diesem Zusammenhang an die Sowjetunion, die Genfer Ver- 
^niscl!18611 in diesem Sinne in konstruktiver Weise zu nutzen und die ameri- 
gelnd p Strategische Verteidigungsinitiative nicht zum Vorwand für man- 
men C   lexiDiHtät bei der Reduzierung der nuklearen Offensivwaffen zu neh- 

IY V- 
NordaJ?te8iscne Verteidigungsinitiative der USA bietet unzweifelhaft für das 
^   flämische Bündnis Chance und Risiko zugleich. 

Uni0n  Geschlossenheit und Solidarität der Verbündeten muß der Sowjet- 
°n Anfang an jede Möglichkeit genommen werden, SDI zu benutzen, 
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um die Allianz zu spalten und in der westlichen Öffentlichkeit Mißtrauen z 
säen. s 

Die Vereinigten Staaten haben damit begonnen, ihre Verbündeten übeT
f^Ln 

neue Projekt zu konsultieren. Wir begrüßen das Angebot zu fortlaute"    . 
Konsultationen, bilateral und in der Allianz. Wir werden diese Chance in 
siv nutzen. 
Diese Konsultationen sind für uns unverzichtbar. Sie sind besonders n°tw 
dig, weil die mögliche langfristige Anpassung der geltenden Verteidigt B 
Strategie des Bündnisses an neue Gegebenheiten einen kontinuierlichen 
log gerade auf diesem Gebiet zwingend erfordert. . 
In der solidarischen Auseinandersetzung der Bündnispartner mit dem ^J^t 
kanischen Vorschlag liegt auch gleichzeitig eine Chance, die Geschlosse 
der Allianz zu stärken und den transatlantischen Dialog zu fördern. 
Die Bundesregierung wird sich mit Nachdruck'dafür einsetzen, mitinre" hen 
sten europäischen Verbündeten eine gemeinsame Haltung zur Strategi 
Verteidigungsinitiative der USA zu entwickeln. 
Dafür spricht auch, daß wir gemeinsam mit europäischen Partnern u ^^ 
spezifisch europäischen Interessen gegenüber den USA mit viel gro 
Gewicht zur Geltung bringen können. 
In diesem Zusammenhang, meine Damen und Herren, begrüßt die ^un

ejnem 
gierung den französischen Vorschlag, den Außenminister Dumas !n ,t j^t, 
Schreiben Anfang dieser Woche an Bundesminister Genscher überrmtte   ^ 
umgehend   eine   engere   europäische   Zusammenarbeit   im   Berei 
Zukunftstechnologien einzuleiten. ^ 
Ich teile die Einschätzung der französischen Regierung, daß die A ^t 

Europas auf die amerikanische Initiative zur Strategischen Verteid,f £,ehnUog 

in einer Politik der Resignation und nicht in unkoordinierter AD» 
bestehen kann. cjn. 
Ich bin auch sehr erfreut darüber, daß wir uns in der grundsätzliche     .^ 
Schätzung der amerikanischen Verteidigungsinitiative einig sind mlt

Koj|egin» 
lienischen Ministerpräsidenten Craxi, ebenfalls mit der britischen N 
Frau Thatcher, und anderen europäischen Partnern. jner 
Wir stehen der amerikanischen Anregung, gemeinsam Möglichkeite öber. 
Beteiligung an dem Forschungsprojekt zu prüfen, aufgeschlossen ge& it für 
Eine Beteiligung europäischer Länder böte die historische Gelege; jrn 
Europa, seine politischen, strategischen und technologischen Inter . 
geschlossenen Verbund zur Geltung zu bringen. 
(Dr. Klejdzinski [SPD]: Was soll denn das heißen ?) eUropäi' 
Das soll das heißen, was eigentlich einmal das Ziel Ihrer Politik war:   ^^ 
sehe politische Integration. Aber Sie sind auch auf diesem Wege 
geraten. 
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dun   -C^e Weise' meine Damen und Herren, könnte die Strategische Vertei- 
ngsinitiative der Vereinigten  Staaten für das  NATO-Bündnis  und für 

erat°Pa tatsächlich eine reelle Chance bedeuten und zur Stärkung und Inte- 
sidtion beider wesentlich beitragen. 

A VL 

de
n

r
g^lchts der finanziellen Größenordnung von rund 80 Milliarden DM, mit 

sck ^amerikanische Regierung ihr Forschungsprogramm aufgelegt hat, ist 
Ergeh eUte für Jedermann klar ersichtlich, daß es wichtige und weitreichende 
Schaftr1St?e hervorbringen wird, die in ihrer Bedeutung, auch in ihrer win- 
terte !}• Cn Bedeutung, weit über den Anwendungsbereich der Strategischen 

eidigung hinausgehen werden. 

sem y ort vom technologischen Innovationsschub auf breiter Basis ist in die- 
Zusammenhang ganz gewiß keine Übertreibung. 

umwäfrde? Und wir mussen daran interessiert sein, Forschungsergebnisse, die 
für un Auswirkungen in der zivilen Anwendung haben werden, auch 

unsere Wirtschaft nutzbar zu machen. 
Unsere8p mnzu: Dieses wirtschaftlich-technologische Interesse allein wird 
gramm • ntscneidung über eine eventuelle Teilnahme am Forschungspro- 
Bunde ocn.nicnt bestimmen. Aber wir müssen dafür Sorge tragen, daß die 
und ri„

sre.Publik Deutschland und Westeuropa technologisch nicht abgehängt 
uamit zweitklassig werden. 

nisverDn^KSame Sicnerheit zwischen USA und Europa, wie sie in den Bünd- 
Stand iHtun8en zum Ausdruck kommt, bedingt auch einen vergleichbaren 
Europa wirtschaftlichen und technologischen Entwicklung der USA und 

Und be/:.lrts?naftssystem der freien und Sozialen Marktwirtschaft ermöglicht 
u'n\veg T?Stlgt C'ne Unternehmenskooperation auch über nationale Grenzen 
ge*i sinn rtsche und europäische Unternehmen und Forschungseinrichtun- 
V0r        

auf wichtigen Gebieten führend. 

Beding6111 *~*mtergrund ist es um so notwendiger, daß wir die Kriterien und 
Seite erörfCn eventueHer Forschungszusammenarbeit mit der amerikanischen 
^ir werd Um so ^en Rahmen für eine mögliche Kooperation auszuloten. 
l'ge 7,lc 

en dabei insbesondere Wert darauflegen, daß eine mögliche zukünf- 
g „ usammenarbeit 

^   e,ne technologische Einbahnstraße bleibt, 
s'chert uncT6^ ^es möSucn *st> e»n in sich abgeschlossenes Forschungsgebiet 

s damit auch Einfluß auf das Gesamtprojekt erlaubt. 

artnerschaft und freien Austausch der Erkenntnisse gewährleistet, 
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Technologische   Mitwirkung   an   dem   amerikanischen   Forschungsproj 
würde es der Bundesrepublik Deutschland und unseren europäischen v 
bündeten erleichtern, auch in den wichtigen Fragen einer eventuellen Fort^ef. 
Wicklung der Bündnisstrategie Einfluß und Gewicht zu behalten, ja zu 
mehren. 

VII. 
in 

Die Bundesregierung wird über eine Teilnahme am US-Forschungsprojek 
absehbarer Zeit zu entscheiden haben. Sie wird sich bei dieser Entscj?el?erij- 
von niemandem unter Zeitdruck setzen lassen, sondern sich alle enora .^ 
chen   Entscheidungsgrundlagen  verschaffen.   Hierzu  sind  gegenwärtig 
wesentlichen drei Schritte vorgesehen: 
• Die Bundesregierung wird das Interesse und die Möglichkeiten einer 
schungsbeteiligung mit der deutschen Wirtschaft erörtern und dabei lnsoe ^ 
dere auch kooperative europäische Ansätze der Zusammenarbeit, aucn 
Unternehmungen, prüfen. . . 
• Sie wird mit interessierten Verbündeten — das sind vor allem Fra"krpart- 
Großbritannien und Italien, aber auch andere interessierte europäische      e. 
ner in Konsultationen über eine gemeinsame Stellungnahme und — g g 
nenfalls — Beteiligung eintreten. efl 

• Sie wird eine Expertengruppe in die USA entsenden, um die Bedingen 
und die Bereiche einer Forschungsbeteiligung vor Ort zu erkunden. 

Selbstverständlich werde ich dieses Thema in einigen Tagen aus Anl*hland 
Besuches von Präsident Reagan bei uns in der Bundesrepublik Deutsc 
mit ihm ebenfalls erörtern. 

VIII. 
Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen: 

Das  mit  der  Strategischen  Verteidigungsinitiative  in  Gang ges^|Lt 
ilT1 

schungsprogramm der Vereinigten  Staaten  ist gerechtfertigt und 
gesamtwestlichen Interesse. jje 
Die Strategische Verteidigungsinitiative der USA stellt eine Chance 'd**\et- 
heute unverzichtbare Abschreckung durch Androhung der 8egensel^estützte 
nichtung längerfristig durch eine stärker auf defensive Elemente a D&    rWaf' 
Strategie fortzuentwickeln, die eine weitgehende Abrüstung der NUK 

fen zuließe. .   f zu 
Ob sich diese Hoffnung erfüllen kann, weiß heute niemand. Ein Nel"aIhnen, 
diesem Projekt zu diesem Zeitpunkt — das sage ich nicht zuleJ-zt

n<T die ^lf 

meine Damen und Herren von der SPD - würde der Verantwortung,^^, 
auch für die Zukunft unseres Landes zu tragen haben, nicht gerecm 
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le strategische Stabilität zwischen Ost und West und die Einheit des Bünd- 
NATr!n pont'scner und strategischer Hinsicht müssen gewährleistet sein. Die 
kei       Strategie der flexiblen Reaktion bleibt unverändert gültig, solange es 

ne dem Ziel der Kriegsverhinderung besser dienende Alternative gibt. 
itj^.rüsfungskontrollpolitische Funktion der Strategischen Verteidigungsin- 
ges 1V- *st ^ür uns von zentraler Bedeutung. Wir werden dieses Verständnis 
draf^61" unseren amerikanischen Verbündeten beharrlich vertreten. Eine 
bleih!Sclle Verringerung der nuklearen Offensivsysteme auf beiden Seiten 

1Dt unser vorrangiges Ziel. 

die eI Dundnispolitischen Bewertung der amerikanischen Initiative zeigt sich 
Gesch]Uf8abe' .Risiken   abzuwehren   und   die  gegebenen   Chancen   durch 
sche   l0ssenheit der Allianz und durch verstärkte Einflußnahme der europäi- 

n Verbündeten zielstrebig zu nutzen. 

geeehUte ne*n sagt' wir<* °"as R^s^° ^ur das Bündnis nicht abwenden und die 
© °enen Chancen nicht nutzen können. 

2Us 
Werden der amerikanischen Anregung folgen und Möglichkeiten einer 

en» mfllenarbeit beim Forschungsprogramm untersuchen. Wir werden dabei 
ZiRa.!!111 unsere Wirtschaft und eng mit unseren europäischen Freunden 
j^menwirken. 

fung .edauere, daß sich die Sozialdemokratische Partei noch vor dieser Prü- 
tuijg n.!»rer Ablehnung festgelegt hat. Ich frage Sie, wie Sie eine solche Hal- 
Übej-ff111 ^en ^nteressen einer der führenden Industrienationen der Welt in 

•nstimmung bringen wollen. 

Un       •• IX- 
das Q

C
 Verlegungen zur Strategischen Verteidigungsinitiative fügen sich in 

einer y^J^onzept unserer Friedenspolitik ein. Wir sind unverändert an 
Uns vn 6j esserung des West-Ost-Verhältnisses interessiert und versprechen 
für e;n

n en Rüstungskontrollverhandlungen in Genfeinen spürbaren Impuls 
p      °en allgemeinen West-Ost-Dialog. 

darf        « 
hältnj     npCn meinem Dafürhalten nicht geschehen, daß das West-Ost-Ver- 
Einzeir verteidigungs- und rüstungskontrollpolitische oder gar auf eine 
Wird,   rage w'e das Für und Wider der Strategischen Verteidigung verengt 

^ereiniet Besserung des Verhältnisses zwischen der Sowjetunion und den 
Schauer pbStaaten sowie zwischen den Staaten der NATO und des War- 
Schritten • es au^ einer breiten Grundlage kann auch zu wirksamen Fort- 
öj ln der Abrüstung und Rüstungskontrolle führen. 

K^sgleichK6^61^"8 W'rC* un^e'rrt *nre Poetik der Verständigung und des uk rw*S ?e* gleichzeitiger voller Wahrung der Interessen der Bundesrepu- 
Ueutschland fortsetzen. 
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SDI gibt uns eine große Chance 
Generalsekretär Heiner Geißler begründete 
vor der Bundestagsfraktion, warum sich die Bundesrepublik 
an der USA-Verteidigungsinitiative beteiligten sollte ^ 

In der nicht öffentlichen Fraktionssitzung der CDU/CSU am 16.April 19] 

Bonn sagte CDU-Generalsekretär Heiner Geißler zum Thema SDI unter 
rem: .ch- 
Ich gehe davon aus, daß die Analyse, die der Bundeskanzler in seiner M«  j4 
ner Rede vorgetragen hat, auch heute noch gilt, m der er gesagt nai,   ?^x. 
Februar: „Die Strategische Verteidigungsinitiative des amerikanische       ^ 
denten wird das beherrschende sicherheitspohtische Problem der vor 
genden Jahre sein." rhref' 
Wenn dies so ist, dann muß die Union in dieser Frage die Meinungs u 
schaft haben. 

Unvereinbarkeit von Freiheit und Diktatur n 

In habe nicht den Eindruck, daß tiie Diskussion in den vergangenen1 Gegefl. 
oder drei Wochen uns diese Meinungsführerschaft gebracht hat. im ^oti 
teil, ich habe die große Sorge, daß die Diskussion, wie sie m aci ^ 
geführt worden ist, eine ähnliche Dimension annimmt, wie dies• ia *prage 
auch Ende der 70er, Anfang der 80er Jahre im Zusammenhang mit a aren 
der Friedenssicherung und der Freiheitssicherung im Bereich der * 
Abschreckung war. , ^est 
Es ist letztendlich uns allen klar, daß die Spannungen zwischen Ost^un ^ 
nicht begründet sind in erster Linie in der Frage, wer soundsoviel ^ u„ge0 
der einen oder auf der anderen Seite hat, sondern daß diese »P einfa- 
begründet sind in der Unvereinbarkeit von Freiheit und Diktatur, ui s0ge- 
ehe Wahrheit ist eine wichtige Hilfe in der Auseinandersetzung tan 
nannten Friedensbewegung gewesen. ^ir 
Der Bundeskanzler hat heute morgen im Kabinett noch einmal ges» s# 
brauchen, um die Diskussion bestehen zu können, eine Veranden» * 
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l^?lgu"gspolitischen Klimas, d. h. eine Verbesserung. Zur Zeit findet ein ähn- 
er Prozeß statt wie vor drei oder vier Jahren, nämlich genau das Gegenteil. 

bed avJle Fra8en' etwa welche Werte wir verteidigen, wer diese Werte 
skon ' ^er unsere Fl*eunde sind, werden — das ergibt sich aus der Demo- 
Das ii ~~ ln}mQT dieser und undeutlicher in der Öffentlichkeit beantwortet. 
stik h s*"e,t s'cn ab vor (lem Hintergrund einer von weiten Teilen der Publizi- 
Sov * •aUCh der Sozialdemokratischen Partei betriebenen Verharmlosung der 
e'niot au' **er e'nen Seite und einer politischen Kriminalisierung der Ver- 
bede t  Staaten* Dies ist eine gefährliche Entwicklung. Ich halte es für einen 
Politi  eJlden Erfo,8 der sowjetischen Propaganda, daß es ihr gelungen ist, eine 
Sowiet    • Und moranscne Gleichsetzung der Vereinigten Staaten mit der 

jetunion in weiten Bereichen der Öffentlichkeit herzustellen. 
ft 

wußtseinsveränderung in der Bevölkerung 

Hint Hussion um SDI, um dieses Verteidigungssystem, findet statt vor dem 
kun(j 

r&rund dieser Bewußtseinsveränderung. In Dortmund, bei der Groß- 
tag J H?8 der Sozialdemokraten in Nordrhein-Westfalen am letzten Sams- 
sen (1% .se Fra8e ein beherrschendes Thema. Und wir dürfen nicht zulas- 
nornm 

d'e Meinungsführerschaft in dieser entscheidenden Frage wahrge- 
en wird von Lafontaine, von Eppler und von Brandt. 

Wendet iv —e falschen Stichworte geliefert und verfälschende Begriffe ver- 
gepräRt" "Miutarisierung des Weltraums" ist ein Begriff, den die Sowjetunion 
stem vo A 

Qm B.eg"^' der Jetzt 'm Zusammenhang mit diesem Defensivsy- 
skrun»nn Sozialdemokraten in der innenpolitischen Auseinandersetzung 

Peiios verwendet wird. 

^wejt_ln ^en vergangenen Tagen und Wochen zuviel geredet worden über 
auch nich ,Pritt.rangiges- Ich unterschätze die technologische Frage nicht, 
nur fuu ie wirtschaftliche Frage. Aber wir dürfen diese Diskussion nicht 
Schaftlichn pntef der Pberschrift Technologie, Technologietransfer und wirt- 
rv e Fragen. Dies ist die zweite Frage, die ist auch sehr wichtig. 

^r uns r- 5ldende Frage ist nach meiner festen Überzeugung die Frage, ob es 
••'Ve eine1 SC'n ^ann' bei der von den Amerikanern entwickelten Perspek- 
^rzeuet"^11 abwarlende Haltung einzunehmen. Ich bin im Gegenteil davon 
's.1, wie w" CS e'ne Pontiscn und moralisch unverzichtbare Notwendigkeit 
^'eStrate^ U«?S an der Erörterung, an der Auslotung der Chance beteiligen, 
?.^stern d^C •    atomaren Abschreckung zu ersetzen durch ein Verteidigungs- 

rilcation
a^ mit nicntatomaren Waffen arbeitet. Nicht um die moralische Qua- 

HUszUsage    A ator?aren Abschreckungstheorie in Frage zu stellen, aber um 
•x°n ist "' • die atomare Abschreckung letztendlich ein moralisches Para- 

?il a,len'MU dem wir leben konnen als Christliche Demokraten, wenn wir 
°xons »,. «uteln dara" arbeiten, den Status quo dieses moralischen Para- 

*u überwinden. 
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Der blinde Antiamerikanismus 
Jetzt bietet sich durch eine solche Initiative für uns die Chance - wir wissen 
nicht, ob es ein positives Ergebnis gibt, das weiß niemand -, aber es; eig .ß 
sich die Chance, uns an einer Forschung zu beteiligen, die moglicnerwei» 
der Lage ist, diesen Status quo zu überwinden. Und deswegen meine lcn, 
in Alternative zu den Sozialdemokraten, die in einem blinden Ant'am*r,!*atz 
mus die Stichworte der Sowjetunion übernommen haben, fur uns der uo     ^ 
lauten muß, daß wir es politisch und moralisch für notwendig halten, u 
der Forschung für ein solches Defensivsystem zu beteiligen. 
Das gibt uns eine ganz andere Position. Die Sozialdemokraten machen^n ^ 
meiner Überzeugung zur Zeit einen schweren Fehler. Aber wir müssenJ*    we. 
anderen Seite sehen, daß sie zusammen mit weiten Teilen der Frieden 
gung und weiten Teilen der Publizistik im Begriff sind, mit sowjetiscn *   ^ 
ferten Begriffen diese Chance in der innenpolitischen Auseinandersetze © 
zerstören. zerstören. jer- 
Ich mache darauf aufmerksam, daß die verteidigungspolitische Aus^"n£and 
setzung von uns nur dann gewonnen werden kann, wenn wir aucn QS 

einer solchen neuen Perspektive in der Lage sind, deutlich zu ma^en'   nder- 
sich auch hier letztendlich um einen Teil einer geistig-politischen Auseu 
setzung mit der Sowjetunion handelt. -ejt 

Was die Sozialdemokraten und weite Teile der Friedensbewegung z"r  der 
unternehmen, ist nichts anderes als der Versuch, in der Verharmlos«i e der 
Sowjetunion den nach wie vor totalitären und expansiven Cnara* 
Sowjetunion zu verdecken. ~ dje 
Zur politischen Führung gehört, daß wir als Regierungspartei unfLgtvyer- 
Regierung dem deutschen Volk klar sagt, daß es Werte gibt, die vertcio *    ^ 
den müssen. Und daß wir dem deutschen Volke sagen, wer unsere 
sind. 
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